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„Schallende Ohrfeige für die Opfer“
VON CHRISTOPH DRIESSEN,  

BERND EYERMANN UND ANDREAS OTTO

KÖLN/BONN. Es scheint eine nicht 
enden wollende Geschichte zu wer-
den. Ursprünglich sollte die Studie 
über den Umgang der Bistumsspitze 
mit Missbrauchsfällen am 12. März 
vorgestellt werden. Dann hieß es, 
die Benennung von Fehlverhalten 
ehemaliger oder aktiver Entschei-
dungsträger müsse noch rechtlich 
abgesichert werden. Jetzt wird die 
Studie gar nicht mehr veröffentlicht 
und der Auftrag neu vergeben.

•	Welche Gründe nennt Erzbischof 
Rainer Maria Kardinal Woelki für die 
Neuvergabe der Studie?
Die Kanzlei Westpfahl Spilker Wastl 
sei „wiederholt an ihrem Verspre-
chen und am Anspruch der Be-
troffenen sowie des Erzbistums 
gescheitert, eine umfassende Auf-
arbeitung der Ereignisse und per-
sönlichen Verantwortlichkeiten in 
Form eines rechtssicheren und be-
lastbaren Gutachtens zu erreichen“, 
teilte das Erzbistum mit. Alle Bitten 
um konstruktive und methodische 
Nachbesserungen seien entweder 
nicht umgesetzt worden oder blie-
ben deutlich hinter den notwendi-
gen Maßnahmen zurück.

•	Was sagt die Münchner Kanzlei 
dazu?
Das Gutachten könne jederzeit ver-
öffentlicht werden, um der Öffent-
lichkeit die Möglichkeit zu geben, 
sich ein umfassendes Bild zu ma-
chen, teilte die Kanzlei mit. Andere 
Bistümer scheinen keine Probleme 
mit Westpfahl Spilker Wastl zu ha-
ben: So ist die Kanzlei auch vom Erz-
bistum München und Freising mit 
einem Gutachten zum Umgang mit 
Missbrauchsvorwürfen beauftragt 
worden. Ein weiteres Gutachten 
der Kanzlei für das Bistum Aachen 
soll noch im November veröffent-
licht werden.

•	Worum sollte es in der Kölner Unter-
suchung gehen?
Es sollte dargestellt werden, wie 
die Verantwortlichen im Erzbistum 
Köln in der Vergangenheit mit Vor-
würfen des sexuellen Missbrauchs 
gegen Priester umgegangen sind. 
Durchgesickert ist bereits, dass das 
Gutachten die Rolle des früheren 
Personalchefs Stefan Heße kritisch 
beurteilt. Gegen ihn gibt es Vertu-
schungsvorwürfe. Heße ist heute 
Erzbischof von Hamburg.

•	Wie bewertet ein Experte von außen 
die Situation?
Thomas Schüller, Kirchenrecht-
ler an der Westfälischen Wilhelms- 
Universität Münster, teilte dem Ge-
neral-Anzeiger mit: „Die unendliche 
Geschichte der vollmundig erklär-
ten Aufklärung der Verantwortlich-
keit für den Umgang mit sexueller 
Gewalt im Erzbistum Köln wird eine 
klaffende Wunde der Amtszeit von 
Kardinal Woelki bleiben. Die Verzö-
gerung ist aus Sicht der Opfer eine  
schallende Ohrfeige und missach-
tet ihre körperlichen und seelischen 
Verwundungen. Es ist einer der dun-
kelsten Momente in der Geschich-
te des Erzbistums Köln.“ Schüller 
sprach von juristischen Fechterei-
en, die auf dem Rücken der Opfer 
sexueller Gewalt ausgefochten wür-
den. Der Prozess der tatsächlichen 
Aufklärung von Verantwortlichkeit 
im Erzbistum Köln werde auf un-
bestimmte Zeit verzögert, schrieb 
er in einer Mail.

•	Wie geht es nun weiter?
Woelki sagte, er sei sicher, dass das 
neue Gutachten des Kölner Straf-
rechtsexperten Björn Gercke „zu 
einem belastbaren und rechtssi-
cheren Ergebnis“ kommen werde. 
„Ich erwarte keine Schonung – im 
Gegenteil“, betonte der Erzbischof. 
Kirchenrechtler Schüller ist hinge-
gen skeptisch, dass die neue Un-
tersuchung bis zum 18. März 2021 

veröffentlicht werden kann: „Neue 
Gutachter werden das ihnen bereit-
gestellte Aktenmaterial neu sich-
ten und juristisch bewerten und zu 
neuen Schlussfolgerungen kom-
men.“ Selbstverständlich könn-
ten auch nach Fertigstellung eines 
neuen Gutachtens persönlichkeits-
rechtliche Probleme entstehen, die 
erneut eine Veröffentlichung der 
dann zweiten Studie verzögern wer-
den. „Angesichts der Vorkommnisse 
rund um die Nichtveröffentlichung 
der ersten Studie ist dies sogar sehr 
wahrscheinlich“,   so Schüller zum 
GA. � dpa/ga/kna 

Woelki will Missbrauchsstudie nicht veröffentlichen und vergibt neuen Auftrag. Kirchenrechtler: Aufklärung wird verzögert

Die ganz dunkle Seite des Darknets
VON HOLGER MÖHLE

BERLIN. Die Abgeordneten gucken 
an diesem Morgen nach Müns-
ter, nach Bergisch Gladbach, nach 
Lügde, nach Staufen. Vier Namen 
von Städten und Orten, die inzwi-
schen unweigerlich mit dem se-
xuellen Missbrauch von Kindern 
in Verbindung stehen. Aber Stopp: 
Das Wort „Missbrauch“ soll ab so-
fort aus dem Gesetz, auch aus dem 
Sprachgebrauch im Bundestag ge-
strichen werden. 

60 Minuten hat das Plenum an 
diesem Vormittag für die Debatte 
in erster Lesung über den Kampf 
gegen sexualisierte Gewalt gegen 
Kinder reserviert. 60 Minuten, in 

denen in Deutschland im Durch-
schnitt wieder zwei Kinder sexuel-
le Gewalt durch Erwachsene – oft 
die eigenen Eltern – ertragen müs-
sen, wie der Linke-Abgeordnete An-
dré Hahn unter Verweis auf die poli-
zeiliche Kriminalstatistik betont. In 
jeder Stunde zwei Kinder -- immer 
wieder. Grünen-Vorsitzende An-
nalena Baerbock betont: „In jeder 
Schulklasse sitzen ein bis zwei Kin-
der, denen so etwas passiert.“

Bundesjustizministerin Christine 
Lambrecht (SPD) hat dem Bundes-
tag nun einen Gesetzentwurf vor-
gelegt, der Haftstrafen von einem 
Jahr bis zu 15 Jahren (bislang bis zu 
zehn Jahre), mehr Prävention und 
auch die Fortbildung von Staatsan-

wälten und Richtern vorsieht, wenn 
diese gegen Besitz, Verbreitung und 
Produktion von Pornos mit Kindern 
ermitteln. Das Unrecht müsse sich 
künftig in der Strafe widerspiegeln, 
so die Justizministerin. Im Strafge-
setzbuch soll es künftig nicht mehr 
„sexueller Missbrauch von Kin-
dern“ heißen, sondern „sexuali-
sierte Gewalt gegen Kinder“. Lam-
brecht: „Kinder sind Menschen, die 
kann man nicht gebrauchen.“ Der 
FDP-Abgeordnete Jürgen Martens 
sagt zu diesem sprachlichen wie 
auch juristischen Paradigmenwech-
sel  – weg vom Kindesmissbrauch, 
hin zur sexualisierten Gewalt ge-
gen Kinder: Das Wort „Missbrauch“ 
habe stets den Eindruck erweckt, 

„als gäbe es irgendeinen zulässi-
gen Gebrauch von Kindern“.

Für einen besseren Zugriff der Er-
mittler und um den Druck auf die 
Täter zu erhöhen, sollen Telefon-
überwachung und Online-Durch-
suchungen erleichtert werden. Die 
Fahnder wollen einen besseren Zu-
griff für die ganz dunkle Seite des 
sogenannten Darknets, sie wollen 
technisch dorthin sehen können, wo 
das ohnehin schon dunkle Netz be-
sonders schmutzig und besonders 
widerwärtig ist. Lambrecht plädiert 
in diesem Kampf gegen sexualisier-
te Gewalt auch für mehr Sensibilität 
der Gesellschaft. Erwachsene müss-
ten Kindern besser zuhören. Lam-
brecht: „Es kann nicht sein, dass 

ein Kind sieben Stellen anlaufen 
muss, bevor man ihm glaubt.“ Mit 
dem Gesetzentwurf solle die „Ab-
surdität“ beendet werden, wonach 
schwerer sexueller Missbrauch wie 
bislang juristisch nur ein minder-
schwerer Fall sei. Sexuelle Gewalt 
gegen Kinder werde künftig als Ver-
brechen eingestuft und nicht wie 
bislang als Vergehen. FDP-Exper-
te Martens weist darauf hin, dass 
man mit dieser juristischen Höher-
stufung künftig „gezwungen ist, in 
jedem Fall eine Hauptverhandlung 
durchzuführen“. Dieser höhere Auf-
wand verlange nach mehr Richtern 
und Staatsanwälten. Auch der Deut-
sche Richterbund forderte eine bes-
sere Ausstattung der Justiz.

Der Bundestag will sexuelle Gewalt gegen Kinder stärker ahnden. Gesetzentwurf sieht Haftstrafen von bis zu 15 Jahren vor
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Tipps für Corona-Skeptiker: 
Bundespolizist unter Verdacht

KÖLN. Ein Beamter der Kölner 
Bundespolizei soll Corona-Skepti-
kern Tipps gegeben haben, wie sie 
sich bei Demonstrationen gegen 
den Zugriff durch Polizisten weh-
ren können. Die Bundespolizei 
prüfe Sprachnachrichten, die der 
Beamte in einer Chatgruppe ge-
postet habe, sagte Behördenspre-
cherin Martina Dressler am Frei-
tag. Außerdem sei der Beamte an 
einem Tag ohne den vorgeschrie-
benen Mund-Nasen-Schutz zum 
Dienst erschienen. Da er kein me-
dizinisches Attest vorweisen konn-
te, habe der Vorgesetzte ihn von 
der Dienststelle verwiesen. dpa

Ort der Erinnerung an 
polnische NS-Opfer

BERLIN. Der Bundestag hat sich am 
Freitag mit großer Mehrheit da-
für ausgesprochen, dass in Ber-
lin ein eigener Ort zur Erinnerung 
an die polnischen Opfer des Na-
tionalsozialismus entsteht. Uni-
on, SPD, Grüne, FDP und Linke 
stimmten für das Projekt, das auch 
die Auseinandersetzung und die 
Begegnung mit Polen fördern soll. 
Das Parlament hatte bereits be-
schlossen, dass in Berlin ein Doku-
mentationszentrum zum Vernich-
tungskrieg der Nazis in ganz Euro-
pa geschaffen werden soll. epd

Militärischer Vorstoß 
seitens Aserbaidschans

ERIWAN. Kurz vor geplanten Ver-
handlungen zwischen armeni-
schen und aserbaidschanischen 
Diplomaten in Genf haben aser-
baidschanische Truppen eine Of-
fensive in Berg-Karabach gestar-
tet. Einheiten der Armee drangen 
am Freitag weiter in die von Arme-
nien kontrollierte Separatistenre-
gion vor. Das armenische Verteidi-
gungsministerium berichtete von 
schweren Zusammenstößen im 
Süden der Region. ap

200 Opfer bei 
Bootsunglücken

MADRID. Zwei schwere Bootstragö-
dien vor der westafrikanischen At-
lantikküste lenken den Blick dar-
auf, dass nicht nur übers Mittelmeer 
Tausende Menschen versuchen, Eu-
ropa zu erreichen. Wie die Küsten-
wachen Senegals und Mauretani-
ens bestätigten, kamen im Atlantik 
in den vergangenen Tagen mindes-
tens 200 Menschen um. Sie waren 
im Senegal losgefahren und wollten 
zu den 1500 Kilometer entfernten 
Kanaren gelangen. Auf der zu Spa-
nien gehörenden Inselgruppe kom-
men immer mehr Schutzsuchende 
aus West- und Nordafrika an. � ze

Tragödien kosten viele 
Migranten das Leben

Bei einem Gottesdienst beim Katholikentag in Münster 2018: Kölns Kardinal Rainer Maria Woelki (rechts) und der Ham-
burger Erzbischof Stefan Heße. � FOTO: DPA

Der Betroffenenbeirat des Erzbis-
tums unterstützt die Entscheidung, 
den Auftrag neu zu vergeben. Spre-
cher Patrick Bauer sagte: „Wir sind 
enttäuscht und wütend, dass die 
Münchener Kanzlei derart schlecht 
gearbeitet und damit Versprechen 
einer gründlichen, juristisch saube-
ren Aufarbeitung gebrochen hat. 
Das verlängert den Aufarbeitungs-

prozess unnötig. Das Ziel des Gut-
achtens, Verantwortung und insti-
tutionelles Versagen deutlich und 
vollständig zu benennen, gefähr-
det die Kanzlei durch handwerkli-
che Fehler. Wir haben dem Kardi-
nal geraten, die Zusammenarbeit 
mit Westpfahl Spilker Wastl sofort 
zu beenden und Schadensersatz zu 
fordern.“ Im Beirat sind Betroffe-
ne vertreten, die in ihrer Kindheit in 
der katholischen Kirche sexualisier-
te Gewalt erleiden mussten. ye

Sprecher Patrick Bauer:
Enttäuscht und wütend
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